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Öffentliche Anhörung zum Thema  
„Bekämpfung der Steuerhinterziehung“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Mitglieder des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages, 
 
die öffentliche Diskussion der letzten Tage wird emotional geführt. Ich begrüße da-
her die Initiative des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages, eine öffentliche 
Anhörung durchzuführen. Sie dient der Versachlichung der Diskussion und wir freu-
en uns sehr, einen Beitrag dazu leisten zu dürfen.  
 
Da die Themenbereiche durch die verschiedenen Anträge der Fraktionen sehr allge-
mein umrissen sind, dürfen wir uns auf wesentliche Aspekte zu dieser Diskussion 
beschränken:  
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1. Steuergerechtigkeit als oberstes Gut  
 

Steuergerechtigkeit ist eines der wichtigsten Gebote des bürgerlichen Ge-
meinwesens. Dies hat das Bundesverfassungsgericht in jüngsten Urteilen zu 
Recht hervorgehoben. Die Identifikation mit dem Staat und dem Gemeinwe-
sen leidet, wenn diesem Gebot nicht Rechnung getragen wird.  

 
 
2. Steuertoleranz  
 

Dem Gebot einer leistungsgerechten Besteuerung der Bürger steht das zu be-
obachtende Phänomen einer eingeschränkten Steuerakzeptanz und Steuertole-
ranz gegenüber. Meiner Beobachtung nach wird ein Betrag von etwa einem 
Drittel bis ca. 40 % Steuerlast für den Steuerbürger akzeptiert. Die Steuertole-
ranz sinkt aber exponentiell ab je mehr sich die Steuerlast den 50 % nähert 
und darüber hinaus geht.  

 
Das Heer der in Deutschland beschäftigten Steuerberater, Wirtschaftsprüfer 
und steuerspezialisierten Anwälte sowie die überbordende Literatur zeugen 
prominent von diesem Phänomen. In kaum einem Land wird so ein breiter 
Fächer von legalen bis illegalen Steuervermeidungsstrategien erdacht, wie in 
Deutschland.  

 
 
3. Die Abgeltungssteuer als Weg in die richtige Richtung  
 

Durch die Einführung der Abgeltungssteuer ist bereits ein wichtiger Schritt 
zurückgelegt worden. Ein allgemeiner Steuersatz von 25 % auf Kapitalerträge 
führt zu einer deutlichen Reduktion der Steuerflucht. Dies nicht zuletzt, weil 
in den Nachbarländern der EU die Zinsbesteuerung mit 30 % der Kapitaler-
träge angesetzt wird, während im Inland nur ein Abgeltungssteuerbetrag von 
25 % fällig wird (dies ist eine Vergröberung, kleinere Abweichungen bitte ich 
zu tolerieren). Die Einführung der Abgeltungssteuer ist daher aus meiner 
Sicht eine der erfolgversprechendsten Maßnahmen zur Vermeidung von Steu-
erflucht gewesen.  

 
Gepaart mit einer Amnestie für die Rückführung von Geldern aus dem Aus-
land wäre ein ganzzeitliches Konzept entstanden. Ich rege daher an, diese Idee 
nochmals aufzugreifen.  
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4. Steuerflucht ist zunächst ein deutsches Phänomen  
 

Im Rahmen der gegenwärtigen Diskussion bitte ich zu bedenken, dass die 
Steuerflucht, ob legal oder illegal, zunächst einmal ein deutsches Problem ist. 
Es sind deutsche Steuerpflichtige, die legale bis kriminelle Energie zur Steu-
ervermeidung einsetzen. Bei der Bewertung und Prüfung von Maßnahmen zu 
diesem Phänomen sollte man daher zunächst den Blick vor die eigene Türe 
nicht scheuen und eine politische Analyse der inländischen Problematik vor-
nehmen, bevor der Blick ins Ausland gerichtet wird.  
 
Dem Staat gelingt es nicht in ausreichender Weise den Steuerbürger von sei-
nen Leistungen zu überzeugen. Komplizierte und intransparente Steuergesetze 
leisten ihren Beitrag dazu.  

 
 
5. Kampf gegen Steueroasen  
 

Es wird immer Länder mit niedrigeren Steuersätzen als in Deutschland geben. 
Da innerhalb der europäischen Union Wille und Kraft zur Harmonisierung di-
rekter Steuern fehlt, muss Deutschland mit einem Steuergefälle auch in un-
mittelbarer Nachbarschaft rechnen. 

  
Vor allem sollte auch die ganz legale Steuerauswanderung nicht aus den poli-
tischen Augen verloren werden. Die Spitzen aus Sport, Film und Fernsehen 
eint doch eines: Sobald sie international Erfolg haben, verlassen sie Deutsch-
land. Gleiches gilt für einige Unternehmer, von denen nur ein kleiner Teil den 
Weg in die Öffentlichkeit sucht. Sie stimmen „mit den Füssen ab“ und kehren 
Deutschland den Rücken.  

 
Harte Bandagen gegen einzelne Nachbarländer helfen daher nicht, notwendig 
ist ein ganzheitliches Vorgehen.  

 
Die Globalisierung der Kapitalmärkte erlaubt es, Kapital weltweit anzulegen 
und zu verwalten und zu verwahren, der Steuerarm des Fiskus wird nie alle 
Ziele erreichen können. Deutschlands Arm ist zwar lang, die Kavallerie kann 
aber nicht überall sein.  
 
Ich empfehle Lösungen auf dem Verhandlungsweg. Dabei sollte auch vor un-
konventionellen Ideen nicht zurückgeschreckt werden. Wenn Länder die ein-
fache Steuerverkürzung nicht strafrechtlich ahnden, warum diese Länder nicht 
mit den eigenen Waffen schlagen? Dem Steueranspruch des Staates wäre ge-
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nüge getan, wenn die Bundesrepublik Deutschland diesen Ländern anböte, 
dass die Bundesrepublik in Fällen der Steuerverkürzung von deutschen Steu-
erpflichtigen auf ihren Strafanspruch verzichtet, wenn entsprechende Informa-
tionen gegeben werden? Mit welchem Recht sollten diese Länder dann die 
Auskunftserteilung verweigern? Viel Raum also für kreative Ideen! 
 
Gefragt ist die Mitte zwischen Zuckerbrot und Peitsche. Dabei empfehle ich 
auf die Besonderheiten verschiedener Nachbarländer Rücksicht zu nehmen. 
Es ist zu befürchten, dass in Volksabstimmungen mit antideutschen Resenti-
ments, die leider noch bestehen, Abstimmungserfolge erzielt werden können. 
Verhandlungslösungen sind daher in weiter Ferne, wenn solche Abstimmun-
gen Kompromisslösungen zunichte machen können.  

 
Ich freue mich auf die Diskussion.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
 
 
Dr. Christian Waigel 
Rechtsanwalt 
 

 


